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BREMISCHE BÜRGERSCHAFT
Landtag
11 . Wahlperiode

Drucksache 11 / 556

(zu Drs . 11/538)
29 . 01 . 86

Antrag ( Entschließung ) der Fraktion der CDU zum Antrag der Fraktion der
SPD vom 10 . Dezember 1985 (Drs . 11/538)

Entgiftung , Reduzierung und Wiederverwertung von Kunststoffabfällen aus Haus¬
müll

Die Bürgerschaft (Landtag ) wolle beschließen:

1 . Das in der Stadt Bremen durchgeführte Pilotprojekt zur Einsammlung und
Wiederverwertung von Kunststoffen aus Hausmüll hat gezeigt , daß in der Be¬
völkerung eine große Bereitschaft besteht , Kunststoffabfälle einer Wiederverwer¬
tung zuzuführen.

Die Bürgerschaft (Landtag ) erwartet daher , daß alle Möglichkeiten genutzt werden,
die zur Wiederverwertung der Kunststoffabfälle aus Hausmüll und aus den haus-
müllähnlichen Gewerbeabfällen in Bremen und Bremerhaven führen.

2 . Die Bürgerschaft (Landtag ) erwartet von Industrie , Handel und Gewerbe , daß
vordringlich die Entstehung von Abfällen , insbesondere Kunststoffabfällen , auf der
Produktions - und Verbraucherebene verhindert beziehungsweise reduziert wird.

Die Bürgerschaft (Landtag ) hält unter anderem folgende Maßnahmen für not¬
wendig:
— Entscheidende Einschränkung von Einwegverpackungen und Wegwerferzeug-

— Verzicht auf überflüssige und aufwendige Verpackungsanteile;
Vermeidung von Verbundmaterialienj

— Entwicklung und Einsatz umweltfreundlicher , abfallarmer Produktionsverfah-

— Verbesserung der Haltbarkeit und Mehrfachverwendung von Produkten;
— Kennzeichnung von recycling -freundlichen Kunststoffen;
— entscheidende Reduzierung von Schadstoffen in Kunststoffprodukten;
— Einschränkung der Sortenvielfalt bei Kunststoffen , die als Verpackungen ver¬

wendet werden.

3 . Die Bürgerschaft (Landtag ) erwartet , daß die Bundesregierung bei der beab¬
sichtigten Änderung des Abfallbeseitigungsgesetzes mit dem Ziel unterstützt wird,
weitgehend freiwilligen Vereinbarungen mit Industrie , Handel und Gewerbe Vor¬
rang vor gesetzlichen Regelungen zu geben.

nissen;

ren;

Niederbremer , Neumann und Fraktion der CDU
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